
 

 

 

 

 

 

Stellungnahme  

des Deutschen Hochschulverbandes 

- Landesverband Schleswig-Holstein - (DHV)  

zum Gesetzentwurf 

 

zur Änderung des Hochschulgesetzes  

(Gesetzentwurf der Fraktion der AfD Drucksache 19/1290) 

(Stand: 20.02.2019) 

 

 

Allgemeines: 

Der Deutsche Hochschulverband – Landesverband Schleswig-Holstein (DHV) nimmt 

zu dem von der AfD vorgelegten Gesetzentwurf zur Änderung des Hochschulgesetzes 

wie folgt Stellung: 

 

Der DHV begrüßt es zunächst, dass eine Auseinandersetzung und Debatte über die 

Frage der gesetzlichen Regelung zur Frage der Vollverschleierung an Hochschulen 

geführt wird. Insbesondere die Tatsache, dass das Präsidium der Christian-Albrechts-

Universität zu Kiel hier durch eine entsprechende Richtlinie bereits eigenständig aktiv 

geworden ist und ein entsprechendes Tätigwerden des Gesetzgebers gefordert hat, lässt 

eine solche Debatte notwendig erscheinen. Im Ergebnis begegnet der vorgelegte Ge-

setzentwurf allerdings aufgrund seiner generalisierenden Fassung verfassungsrechtli-

chen Bedenken.  

 

Im Einzelnen: 

Zunächst einmal ist den Ausführungen in der Gesetzesbegründung insoweit zuzustim-

men, als der Gewährleistung einer effektiven Kommunikation im Hochschulbereich 
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zur Umsetzung des Bildungsauftrags der Hochschulen eine wichtige Bedeutung zu-

kommt. Die Universität als Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden lebt vom 

Austausch und ist auf Kommunikation angewiesen. Kommunikation beruht aber nicht 

nur auf dem gesprochenen Wort, sondern auch auf non-verbalen Signalen, wozu Mi-

mik, Gestik und die übrige Körpersprache gehören. Eine Beeinträchtigung dieser 

Kommunikationsmöglichkeiten kann auch zu einer Beeinträchtigung des Verstehens 

führen. Vor einer solchen Problematik stehen allerdings die Universitäten nicht allein. 

Vergleichbares gilt auch für den Schulbereich, die Justiz und die öffentliche Verwal-

tung. Insofern dürfte es auch geboten sein, unter Berücksichtigung der verfassungs-

rechtlichen Vorgabe über eine gesetzliche Grundentscheidung für all diese Bereiche 

nachzudenken.  

 

Es ist dabei alleinige Aufgabe des Gesetzgebers, über ein Verbot der Vollverschleie-

rung im öffentlichen Raum zu entscheiden. Mit Blick auf die vom Präsidium der Chris-

tian-Albrechts-Universität zu Kiel erlassene Richtlinie zum Tragen eines Gesichts-

schleiers vertritt der DHV die Auffassung, dass angesichts der Grundrechtsrelevanz 

eines Verbots eine solche Maßnahme nur durch den Gesetzgeber selbst entschieden 

werden kann. Der DHV lehnt im Übrigen eine gesetzgeberische Formulierung ab, wo-

nach es dem einzelnen Dozenten oder der einzelnen Hochschule überlassen bleibt, 

diese grundsätzliche Frage selbst und einzelfallabhängig zu verantworten. Der DHV 

hält das Verbot einer Vollverschleierung in den Fällen für vertretbar und notwendig, 

in denen universitäre Arbeitsabläufe in Forschung, Lehre und Prüfungen nachhaltig 

beeinträchtigt werden.  

 

Zu Art. 1: 

Die Regelung zur Ergänzung von § 14 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen und 

das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, wie sie in Art. 1 des vorliegenden Ge-

setzentwurfes vorgesehen ist, dürfte nach Auffassung des DHV einer verfassungs-

rechtlichen Überprüfung nicht standhalten. Die Regelung differenziert sowohl hin-

sichtlich des angesprochenen Adressatenkreises weder danach, ob es sich hierbei um 

Studierende oder Lehrende handelt noch wird zwischen den jeweiligen Hochschulein-

richtungen oder Veranstaltungen differenziert. Das greift angesichts der unterschied-

lichen Grundrechte, die hier tangiert werden aber zu kurz. Die Frage der jeweiligen 
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betroffenen Grundrechte und einer möglichen Rechtfertigung des Eingriffes in grund-

rechtlich relevante Positionen bedarf vielmehr einer differenzierteren Betrachtung.  

 

Insoweit ist jedenfalls davon auszugehen, dass das religiös motivierte Tragen einer 

Vollverschleierung nach bisheriger verfassungsrechtlicher Rechtsprechung (insbeson-

dere der Kopftuchentscheidung aus dem Jahr 2003 sowie der zweiten Kopftuchent-

scheidung aus dem Jahr 2015) grundsätzlich vom Schutz der Religionsfreiheit nach 

Art. 4 Grundgesetz erfasst wird. Danach ist es unerheblich, ob die Mehrheit der isla-

mischen Theologen und Rechtsgelehrten die Ansicht vertreten, dass die Gesichtsver-

schleierung nicht als islamische Pflicht zu betrachten ist. Es genügt vielmehr, dass von 

einer nicht ganz unerheblichen Glaubensgruppe das Tragen einer entsprechenden 

Vollverschleierung nach gemeinsamer Glaubensüberzeugung als verpflichtend emp-

funden wird.  

 

Der Staat greift mithin im Falle einer gesetzlichen Verbotsregelung in die Religions- 

und Glaubensfreiheit ein. Solche wesentlichen Einschränkungen der Religionsaus-

übung bedürfen damit aber auch einer entsprechenden Gesetzesgrundlage. Eine solche 

Gesetzesgrundlage muss dabei durch ein kollidierendes Verfassungsrecht gerechtfer-

tigt und verhältnismäßig sein. Als kollidierendes Verfassungsrechtsgut käme hier ins-

besondere die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Verwaltung bzw. der staatli-

chen Hochschulen und Universitäten als Element des Rechtsstaatsprinzips aus Art. 20 

Abs. 3 Grundgesetz in Betracht. Danach wäre aus Sicht des DHV ein Vollverschleie-

rungsverbot zumindest für Lehrveranstaltungen wie Seminare, Übungen und Praktika 

denkbar, bei denen Beiträge von Studierenden als Teil der Studienleistungen mit in 

eine Endnote einfließen und insofern eine offene Kommunikation erforderlich ist.  

 

Ferner ließe sich nach Auffassung des DHV dort ein Vollverschleierungsverbot recht-

fertigen, wo die Identifizierung von Studierenden in Prüfungen dies erforderlich 

macht. Ob das Argument der Ermöglichung einer offenen Kommunikation etwa bei 

Lehrveranstaltungen mehreren hundert Studierender in gleichem Maße geeignet wäre, 

eine solch substantielle Einschränkung von Grundrechten zu rechtfertigen, mithin ver-

hältnismäßig wäre, erscheint bereits diskussionsbedürftig. Der DHV hielte insofern für 

erforderlich, dass der Gesetzgeber sich zumindest mit der unterschiedlichen Relevanz 

von Kommunikationsmöglichkeiten konkret auseinandersetzt.  
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Widersprüchlich ist in diesem Zusammenhang nach Auffassung des DHV der Um-

stand, dass einerseits durch die letzte Novellierung des Hochschulgesetzes die Prä-

senzpflicht an den schleswig-holsteinischen Hochschulen weitestgehend abgeschafft 

wurde, wenn nun andererseits pauschal die Gesichtsverhüllung in einer Vorlesung mit 

der Begründung verboten wird, dies sei für eine fruchtbare Kommunikation erforder-

lich.  

Schließlich ergeben sich auch mit Blick auf die in räumlicher Hinsicht mangelnde Dif-

ferenzierung im vorgelegten Gesetzentwurf verfassungsrechtliche Bedenken. Außer-

halb von Lehrveranstaltungen oder Prüfungen, etwas in der Bibliothek oder der Uni-

versitätsmensa dürfte das Schutzgut einer offenen Kommunikation zwischen Dozent 

und Studierenden nach Auffassung des DHV keine taugliche Rechtfertigung mehr für 

einen Eingriff in die Religionsfreiheit bieten. Dementsprechend sollte eine gesetzliche 

Regelung differenzieren. Nicht ausreichend dürfte es dabei sein, wenn der Gesetzgeber 

den Hochschulen „zur Vermeidung von unbilligen Härten“ die Möglichkeit zur Zulas-

sung von Ausnahmen einräumt.   

 

Zum Bayerischen Gesetzentwurf 

Jedenfalls mit Blick auf die oben bereits kritisierte individuelle Regelung für den 

Hochschulbereich geht der bayerische Gesetzentwurf insoweit einen Schritt weiter in 

die richtige Richtung, wenn er ein Verbot der Gesichtsverschleierung für den öffentli-

chen Dienst insgesamt normiert. Der DHV hat allerdings auch bezüglich der bayeri-

schen Regelung Bedenken, dass der Gesetzentwurf zu weit gefasst sein könnte und 

daher über die Grenzen der Verfassungskonformität hinausgehen könnte. Insbeson-

dere hegt der DHV Zweifel an der Verfassungskonformität eines umfassenden Verbots 

der Gesichtsverhüllung für alle Mitglieder der Hochschule. Dabei wird nicht überse-

hen, dass der Gesetzgeber den Hochschulen ermöglichen will, das genannte Verbot in 

der Grundordnung auf bestimmte Veranstaltungen oder Einrichtungen zu beschrän-

ken. Auch ist anzuerkennen, dass zur Vermeidung von Härtefällen die Hochschule im 

Einzelfall Ausnahmen zulassen kann. Der Gesetzentwurf muss sich allerdings auch 

dort entgegenhalten lassen, dass bereits ein umfassendes Verhüllungsverbot im Hoch-

schulbereich dort, wo es nicht um Repräsentanten des Staates geht, verfassungsrecht-

lich bedenklich ist. Um dem hohen Wert der Religions- und Glaubensfreiheit im 

Grundgesetz gerecht zu werden, bedarf es vielmehr einer verhältnismäßigen Regelung, 
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bei der lediglich diejenigen Arbeitsabläufe, die Lehre und Prüfungen nachhaltig be-

einträchtigen mit einem entsprechenden Verhüllungsverbot belegt werden.  

 

Zu kritisieren ist die Regelung in Bayern auch insoweit, als sie den Universitäten die 

Möglichkeit eröffnet, im Rahmen der Grundordnung das Verbot auf bestimmte Ver-

anstaltungen zu beschränken da dies zu einer uneinheitlichen Praxis und mithin man-

gelnden Rechtssicherheit führen könnte. Eine klare gesetzliche Regelung würde ferner 

etwaige Repressionsversuche von islamischen Gruppierungen auf Hochschulen und 

Lehrende vermeiden helfen.  

 

12. Juni 2019 

 

Universitätsprofessor Dr. Felix Tuczek 

- Landesverbandsvorsitzender DHV Schleswig-Holstein -  




